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begründen und dem Bürger auszuhändigen oder zuzusenden. 
Sie hat eine Rechtsmittelbelehrung zu enthalten.

§35

Zahlung der Leistungen

-(1) Die Zahlung der Leistungen erfolgt durch das für die 
Antragaufnahme zuständige Organ. Der Minister für Gesund­
heitswesen kann in einer Durchführungsbestimmung festi­
gen, daß in bestimmten Fällen das Pflegegeld, Blindengeld 
bzw. Sonderpflegegeld durch Einrichtungen, in denen Pflege­
bedürftige betreut werden, ausgezahlt wird.

(2) Die Auszahlung monatlicher Leistungen ist bis zum
6. Tag des Monats vorzunehmen. Die errechneten Leistungen 
werden auf volle 0,10 M auf gerundet,

(3) Beim Empfang der Leistungen sind vorzulegen:
— der Personalausweis,
— der Bewilligungsbescheid,
— der Nachweis über die Mietzahlung nach Anforderung,
— eine Bestätigung über die erfolgte Meldung beim Amt für 

Arbeit nach Anforderung.

(4) Die Leistungen sind unpfändbar. Eine Abtretung ist un­
zulässig.

Änderung von Leistungen

§36

(1) Änderungen in den Familien- und Einkommensverhält­
nissen, die für die Gewährung oder Höhe der Leistungen 
maßgebend sind, hat der Empfänger der Leistungen dem zu­
ständigen Rat der Stadt, des Stadtbezirkes, der Gemeinde 
bzw. des Kreises umgehend mitzuteilen.

(2) Der zuständige Rat hat mit Hilfe ehrenamtlicher Mit­
arbeiter in regelmäßigen Zeitabständen zu prüfen, ob sich 
die sozialen Verhältnisse der Empfänger regelmäßiger Lei­
stungen und ihrer unterhaltspflichtigen Angehörigen geän­
dert haben.

(3) Tritt in den für die Zahlung der Leistungen maßge­
benden Verhältnissen eine Änderung ein, ist eine neue Ent­
scheidung zu treffen.

(4) Ergibt sich aus der Änderung in den Verhältnissen eine 
Erhöhung der Leistungen, ist diese vom 1. Tag des Kalender­
monats an zu gewähren, in dem die Voraussetzungen vorlie­
gen, frühestens vom 1. Tag des Kalendermonats, in dem der 
zuständige Rat durch Antragstellung, Hinweise aus der Be­
völkerung oder auf andere Weise von dem höheren Anspruch 
Kenntnis erhält.

(5) Ergibt sich aus der Änderung in den Verhältnissen eine 
Minderung der Leistung, wird diese mit Ablauf des auf den 
Zugang des Bescheides folgenden Kalendermonats wirksam.

§37

(1) Stellt der zuständige Rat fest, daß Leistungen gewährt 
werden, die nicht den Rechtsvorschriften entsprechen, ist der 
Bescheid über diese Leistungen aufzuheben und durch einen 
neuen Bescheid zu ersetzen.

(2) Leistungen, die durch einem Fehler in der Bearbeitung 
zu hoch festgesetzt wurden, sind mit Wirkung des auf die 
Feststellung folgenden Kalendermonats zu berichtigen.

§38
Wegfall von Leistungen

Der Anspruch auf eine Leistung endet mit dem Ablauf des 
Kalendermonats, in dem die Voraussetzungen für die Ge­
währung wegfallen. Bei'Wegfall der Anspruchsberechtigung 
durch Aufnahme einer Arbeit kann Sozialfürsorgeunterstüt­

zung über das Monatsende hinaus bis zum Tage der ersten 
Lohnzahlung gewährt werden.

§39
Nachzahlung von Leistungen

(1) Wurden ordnungsgemäß beantragte Leistungen durch 
das zuständige Organ unberechtigt abgelehnt, eingestellt oder 
zu niedrig festgesetzt, sind die zustehenden Beträge ab Be­
ginn des Anspruchs bzw. der fehlerhaften Zahlung nachzu­
zahlen.

(2) Die Nachzahlungsansprüche gemäß Abs. 1 verjähren in­
nerhalb 1 Jahres. Die Verjährung beginnt mit dem Tage, an 
dem der Geschädigte von seinem Anspruch und davon Kennt­
nis erhält, daß die Nichtzahlung oder fehlerhafte Zahlung 
von einem Mitarbeiter oder Beauftragten eines staatlichen 
Organs oder einer staatlichen Einrichtung verursacht wurde.

Befreiung von der Erstattungspflicht, 
Rückforderung von Leistungen

§40

Die Leistungen der Sozialfürsorge sind mit Ausnahme der 
im § 41 genannten Fälle von den Empfängern nicht zurück­
zuzahlen.

§41

(1) Hat ein Empfänger von Sozialfürsorgeleistungen für 
einen Zeitraum, in dem ihm diese gewährt wurden, Anspruch 
auf Rentennachzahlung, so geht der Anspruch auf die Ren­
tennachzahlung für diesen Zeitraum in der Höhe, wie Renten 
auf Sozialfürsorgeleistungen anzurechnen sind, auf den Rat 
der Stadt, des Stadtbezirkes bzw, der Gemeinde oder des 
Kreises über.

(2) Besitzt der Antragsteller oder sein Ehegatte Vermögen, 
das vorerst nicht zur Bestreitung des Lebensunterhaltes ver­
wendet werden kann, ist die Gewährung der Sozialfürsorge­
leistungen von einer Rückzahlungsverpflichtung abhängig. 
Das gilt nicht für die Gewährung von Pflegegeld, Blinden­
geld und Sonderpflegegeld sowie Übernahme von Hauswirt- 
schaftsuiiegekosten. Die Sozialfürsorgeleistungen sind bis zur 
Höhe des Vermögenswertes zu erstatten, sobald der Emp­
fänger übar das Vermögen verfügen kann.

(3) Der zuständige Rat der Stadt, des Stadtbezirkes, der 
Gemeinde bzw. des Kreises oder die Einrichtung kann vom 
Empfänger die Beträge zurückfordem, die diesem durch sein 
Verschulden zuviel gezahlt wurden.

(4) Die Erstattungsansprüche unterliegen der Verjährung. 
Die Verjährungsfrist beträgt 3 Jahre. Die Frist beginnt am 
l.Tag des Monats, der dem Tag folgt, an dem der Erstat­
tungsanspruch geltend gemacht werden kann.

(5) Wurde die Überzahlung durch eine strafbare Hand­
lung des Empfängers der Leistungen verursacht, gilt als Ver­
jährungsfrist für den Erstattungsanspruch die Frist für die 
Verjährung der strafbaren Handlung.

§42

Rechtsmittel

(1) Gegen die Entscheidung über Leistungeh nach dieser 
Verordnung kann Beschwerde eingelegt werden. Die Be­
schwerde ist schriftlich oder mündlich unter Angabe der 
Gründe innerhalb einer Frist von 4 Wochen nach Zugang der 
Entscheidung bei dem Organ einzulegen, das die Entschei­
dung getroffen hat.

(2) Über die Beschwerde ist innerhalb einer Frist von 
2 Wochen nach ihrem Eingang zu entscheiden. Wird der Be­
schwerde nicht oder nicht in vollem Umfang stattgegeben, ist


